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Text 

§ 430. (1) Zur Entscheidung über den Antrag auf Unterbringung in einer Anstalt für geistig abnorme 
Rechtsbrecher nach § 21 Abs. 1 StGB ist das Gericht berufen, das für ein Strafverfahren auf Grund einer 
Anklage oder eines Strafantrages gegen den Betroffenen wegen seiner Tat zuständig wäre; an Stelle des 
Einzelrichters ist jedoch das Landesgericht als Schöffengericht berufen. 

(2) Das Gericht entscheidet über den Antrag nach öffentlicher mündlicher Hauptverhandlung, die in 
sinngemäßer Anwendung der Bestimmungen des 14. und 15. Hauptstückes durchzuführen ist, durch 
Urteil. 

(3) Während der ganzen Hauptverhandlung muß bei sonstiger Nichtigkeit ein Verteidiger des 
Betroffenen anwesend sein, der zur Stellung von Anträgen zugunsten des Betroffenen auch gegen dessen 
Willen berechtigt ist. 

(4) Der Hauptverhandlung ist bei sonstiger Nichtigkeit ein Sachverständiger (§ 429 Abs. 2 Z. 2) 
beizuziehen. 

(5) Soweit der Zustand des Betroffenen eine Beteiligung an der Hauptverhandlung innerhalb 
angemessener Frist nicht gestattet oder von einer solchen Beteiligung eine erhebliche Gefährdung seiner 
Gesundheit zu besorgen wäre, ist die Hauptverhandlung in Abwesenheit des Betroffenen durchzuführen. 
Hierüber entscheidet das Gericht nach Vernehmung der Sachverständigen und Durchführung der 
allenfalls sonst erforderlichen Erhebungen mit Beschluß. Der Beschluß kann auch schon vor der 
Hauptverhandlung vom Vorsitzenden gefaßt werden und ist in diesem Fall durch das binnen vierzehn 
Tagen einzubringende Rechtsmittel der Beschwerde gesondert anfechtbar. Ein Beschluß, die 



  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 2 von 2 

Hauptverhandlung zur Gänze in Abwesenheit des Betroffenen durchzuführen, darf nur gefaßt werden, 
nachdem sich der Vorsitzende vom Zustand des Betroffenen überzeugt und mit ihm gesprochen hat. Wird 
von der Vernehmung des Betroffenen ganz oder teilweise abgesehen, wurde er aber im 
Ermittlungsverfahren vernommen, so ist das hierüber aufgenommene Protokoll zu verlesen oder die Ton- 
oder Bildaufnahme einer solchen Vernehmung vorzuführen. 

(6) Ein Anschluß an das Verfahren wegen privatrechtlicher Ansprüche ist unzulässig. 
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